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Grünangergaſſe Nr. 1 zu ſenden. 
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Zur Theorie von den Beweisunkteln im Admini- 
ſtrativ-Prorelle. 
Bon Dr. Ernſt Baron Exterde. 
(Schluß.) 

Nunmehr gelangen wir zum Beweiſe durch Kunſtverſtändige⸗ 

Wenn ein Streſtpunkt unter den Parteien nur dadurch aufge- 
helft werden kaun, daß eine Entſcheidung nach Geſetzen und Negeln, 
welche den gewohnlichen und berifemäßigen Kennkulſſen des Bore 
waltungsorgans abgeht, erfließen muß, fo werden Sachverſtändige, 
Grperten, Kunſtwerſtändige ) denen folche Kenutuiſſe familiär fud, 
zu Hülfe gerufen. Sie werden befragt und auf ihre gutächtliche 
Aeußerung kaun fih die decerukreude Behörde fügen, ohne allerdings 
ftrenge baran gebunden zu fein, deun fir maßgebend und entſcheidend 
wie im Elviſprocefſe find die Sachverſtändigen im Adminiſtrativproceſſe 


nicht. 

Was die Glaubwürdigkeit der Kunſtverſtändigen anbelangt. io 
ifi es bet ihnen wie bei Zeugen. Nur kaun der Einwand bes Mangels“ 
gehöriger Sachkenntniß mit Erfolg nichl leicht erhoben werden, benu 


| Geflagte wendet e 


“) Rumfinerjtänbige merten jene genannt, welige trih Wiffenfehaft, Gewerke 
aber Kunji fih hinlängliche Fähigkeit erworben haten, die Beschaffenheit einer Sache 
a beuetheilen. Damianitſch, Gericheſiches Verfahren. 


entweder compromjittixen die Parteien auf Sachverſtändige, oder fie 
überlaſſen die Ernennung den Behörden und durch Beides ſchueiden 
fie ſich ſelbſt jede Einrede ab, oder endlich eð begutachten öffentlich 
angeſtellte oder ermächtigte Sachverſtändige, und da hat eben der 
Staat ſelbige für qualificirt erklärt, wogegen der Einzelne nicht 
mehr raiſouren kann. Oeffentlich ange Sadhverftänbige ſind z B. 
der Bezirkülngenieur, der Bezirksarzt, der Bezirksthierarzt, der Landes⸗ 
forſtrefereut, dann gibt es beedete Schägmänner. 
Ein Sachverständiger reicht regelmäßig aug, wenn eben cin 
Effentlich angeſtelſter berufen ift. Ein ſolcher wird nicht jedesmal auf 
feinen abgelegten Amtgeid verwfeſen. Sonſt werden meift zwei Sach⸗ 
verftän ) gerufen und Dijon nimmt der Coutmiſſionsleiter das 
Handgellbniß ab, daß fie gerecht und unparkeiſſch ie Aeußerung 
abgeben. Weichen die Gutachten der Sachverſtäudigen von einander 
ab, fo pflegt der Commiſſiongleiter, wenn die Abweichung muthinaßlich 
auf einer unrichtigen Auffaſſung d ffachen, oder dle aus den 
Thatſachen gezogene Folgerung anſcheinend auf einem Irrthum beruht, 
den Sachverſtäudigen f el au der Richtigkeit ihres Gutachtens 
vorzuhalten und fie abermaligen Erwägung desſelben zu 
veränſaſſen. Kaun die Verſchiedenheir guf dieſem Wege nicht behoben 
werden, ſo ſteht ber Admimiſtrattubehürde die Wahl Frei, dem einen 
Sachverſtändigen, weil fie bei ihm eite höhere pelſönliche Glaubwür⸗ 
igkeft vorausſetzt oder fein Gutachten für logiſch richtiger begrſuldet 
den Vorzug zu geben oder einen Dritten Sachverſtäudigen 
hiedsmann) beizuziehen. 

Der Beweis durch Kunſtverſtändi 
prpceſſe elne große Rolle. Mauchntal ih 


è ſpieſt im Adminiſtrativ⸗ 
bt das Geſetz dieſen Beweis 
nen Privaten 


ban vor, z. B. eine Gemeinde klagt g 
Ru Devaſtation eines an einem Feilen über das Dorf ragenden 
Berge befindlichen, Hochwaldeß und verlangt Vannlegung. Der 


daß icin fondere Behandlings- 
Lawinen, Belöfti w. feien nicht 
beantragt. Abwelſung der Ortsgemeinde mit ihrem 
Ahnpuche auf Baunlegung. In. dieſem Falle taD fih bie Entichetoung 
der Verwaftungsbehorde auf das Gutachten der chverſtäudigen 
ſtügen (§ 20 des Forſtgeſetzes vom 3. December 18 
find bei Verhandlungen über beanspruchte Schwemm 


chwald leine 


weiſe erfordere, 
zu beſorgen. Er 


und 
(8 42 des Faorſtgeſetzes), ugleichen über Wildſchäden (§ 15 des 


fiſchäden 


Jagdpatenies vom 28. Februar, Hofdecret vom 3. Auguſt 1788 
u. f. w.) Sachverſtändige das Beweismittel weulgſtens rückſichtlich der 
Höhe der Vergütung Zuweilen berufen fih die Parteien auf Gadz 
verſtändige, zuweilen citirt die Admintſtratipbehörde dieſelben aus 
eigenem Autriebe. 

Schatzungseid (jusjurandum in item), Erküllunngseid, Abe 
Leinungseid (juramentum suppletarium et purgatorium) find dem 


Admimiſtratkoproceſſe unbekannt. 


) Absolut notita ſind zwar zwei Cadverftänbige nicht — dun meigues 
mechanici auf archilecti sint praesentes, vel etiam unus, sì eisifas unum salum 
babeat — Nov. 7 e. 3), allein n Anbelrocht ter gegen Sachberftändige gemeimigfich 
gelitten scharfen Krtiif zälhlich. 


Dahingegen iſt dad Genändulß wohl ein Beweismittel im 
Aduiiuiſtrattopröceſſe. Pairhuber (Anleitung zur Handhabung der Ge⸗ 
meinde⸗Ordnung) rechnet es unter den Bewersmittelu beim contenkiöſen 
Verfahren in Gemeindeangelegenhert zu allererſt. er 

Wenn eine Partei oder deren geſetzlicher oder vertragsmäßiger 
Vertreter *), irgend ein Bach vor der Behörde, ſer es mündlich bei 
der Verhandlung, fet es in der (chriftlichen) Eingabe eingeräumt, fo 
wird diefed Factum unter diefen Parteien in bielen Streite für wahr 
gehalten, wenn es nicht eiwa, — und das ift weſeutlich. abweichend 
von Givllproceſſe — der ganzen Sachlage und der Natur der Dinge 
wiberftreitet, Letztere Singulariſät greift ſelbſt Dei aidminſſtrativen 
Streitigkeiten um das meum et tuum Platz, den bei allen Privat⸗ 
rechtsgegeuftänden, welche ber Staat den Adminiſtratipbehörden zur 
Aburtheilung übertragen bat, ſchimmert eiu gewiſſes öffentliches Intereſſe 
durch — und diefen will Wahrheit. Bei Legttimatiousproceſſen 
(Seſterr, Zeitſchrift für Verwaltung, Jahrgang 1870, Nr. 3, Seite 9) 
erblicken wir im Geftänbuiffe ein hervorragendes Beweismiftel, finden 
aber auch, daß die Adminiſtratiubehüörde, wenn das Geſtändniß nicht 
mit dem, was ihr aus ihren Urkunden oder aus der Amtswiſſeuſchaft 
bekaunt M, coucordirt, das Geſtandene für keinen Beweis zu halten 
braucht. 

Wenn int Cioilproceſſe ein Theil bei der Verhandlung ents 
bleibt, fü foll dem Erſcheſnenden in Betreff des Fackums (jo weit 
es den Gegeuſtand der Klage nicht überſchreſtet) auch ohne Beweis 
voller Gaben beigemeſſen und darüber erkannt werden, was Rechten 
it. Dieſes Princip, fo wie überhaupt die Lehre von der Contumaz 
und von Entſcheſdungen ohne Gegenzede ift im Adminiſtrativprokeſſe 
nicht zum Durchbruch gekommen. Von Alters her beſtanden die 
Adminiſtrativbehörden darauf, daß die Parteien, mit denen zu ver⸗ 
baudeln war, erſchieue n. Geldſtrafen und in eventum zwangsweise 
Vorführung der Parteien ermöglichten dies. So geſchieht es auch 
noch heute. Pars loqui debet“) (Vgl. § 9 der kaſſerl. Verordnung 
vom 20, April 1854, R. G. B. Nr. 96). 

Ju Frankreich it mau nicht jo glücklich: Der franzöſiſche 
Adminſſtrativproceß befipt die decisions par défaut (Chauveau II. 
p. 248, 260), obwohl die franzofiſchen Publieiſten fih ſelbſt nicht 
dafür begeiftern, fie Jagen, entichefben ohne den Geklagten zu vers 
nehmen: e' est amoindrir les bienfaits de l'audience publique 
et de la defense orale. A — 

Die Lehre von ben „Vermuthungen“ (praesumliones, indicin)““) 
ift im Adntiniſtrokioproceſſe nur von geringem Belange. Dies erſcheint 
Um fo Degreiflicher, wenn man fih nur immer wieder vergegenwärtigt, 
daß es im Adminiſtraktvproceſſe helnt: Plato amicus, sed magis 
amica veritas t). 

Juſoweit aber finden wir die Vermuthungen nicht felten in 
Adminiſtrativ⸗Urtheilen berüchrt, daß fie als Verſtärfung der admini- 
ftrotiv:heböriben Uleberzeugung in den entſcheidenden Motiven Plat 
nehmen. So liegt uns der Fall vor, wo ein Müller wegen geſtörten 
Betrtebes feiner Waſſermühle durch Aenderung dez Gerinnes (Erlaß 
der Miniſterien des Inuern und der Juftiz vom 7. Juli 1860, R. G. 
B. Nr. 172, betreffend die Zuſtändigkeit der polttiſchen Behörden zur 
Eutſchefdung von Streitigkeiten wegen geſtörten Betriebes von Waſſer⸗ 
werken) die Beſitesklage anſtrengte, Der Geklagte leugnet die Mendes 
rung des Gerinnes, behauptet ingbeſondere, daß der Haimſtock von 
jeher To ſitutrt geweſen, wie zur Zeit der Klage. Da durch den 
Augenſchein in Verbindung mit dem ſachverſtändigen Bezuksingemeur 
die eigenmächtige Aenderung des Gerhmes nicht conſtatirt werden 
konnte, wurde der Kläger aus dieſem Grunde und weil vermufhet 
(die Acten waren nicht auffindig) werden dürfe, daß bel der Anlage 
des fraglichen Waſſerwerks (der Errichtung von Waſſerwerken, meinte 
die Behörde, ſei von Alters her bet uns allzeit eine behördliche Er⸗ 
hebung vorausgegangen) bewilligt worden, dem Hafniſtocke die Höhe, 
die er jetzt habe, zu geben, abgewiesen. 


e tem Grundſaze: Der Vertreter und der Verkrelene ſiub der Gegen⸗ 
partei gegeniiber Bentiſch. 
Sap: Qui tacel, ubi loqui potuit, eonsentire videtur ift für das 
erfahren nicht geschrieben, 
„ Damit, Gerichlliches Verfahren in Streiiſachen, Erörterung zu 
§ 105 der .O. 

10 Die Verehrer Plato's wollen verzeißen, tren Meifter als Mogen Repr. 
fentanten der formellen Wahrheit paxadiren zu ſehen. 


Umini 
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Uebrigens ift in der Lehre vow den Vermuthungen ſeſtzuhalten, 
daß die praesumtiones juris et de jure eigenilich geſeßliche Sungeration 
find und daß Rechtsfletionen verſchteden von Vermufhungen find 
(Damtanttfch.) 

Viel wichtiger tft die Notorietät. Notorium est factum ita 
publicam et nulla tergiversatione celari possit. Notorſſch ift eine 
Thatſache, welche öffeutlich und zwar mit folder Gewiſſheit befart 
ift, daß ein Wegläugnen derſelben nur als eine Chicane betrachtet 
werden könnte. Auf die Notorietät, fusbeſondere die Amtsnokorketät, 
wober der Behörde aus den Acten oder ämtlichen Verhandlungen ein 
in Abrede geſtellter Thatumſtaud bekaunt ift, berufen fih die Ber- 
waltungsbehörden wiederholt. Die Notorietät beſeitiget mmige Cin- 
wendungen, verhindert auch, daß das Verfahren ſchleppeud werde und 
franzöſiſche Schrififteller fagen mit Recht, daß das Adminiſtrativ⸗Ver⸗ 
fahren durch die Zulaſſung der Notorletät erreicht habe, was e 
diſtingutren foNe: simplicité, brievete. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der Mauthfreiheit der Wirthfchaftsfuhren. 


A. B. ift Pächter der Domaine U. (in Mähren), zu welcher 
ſieben Meferhöfe gehören. Bel jedem diefer Meierhöfe ſind die ers 
forderlſchen Wirthſchaftsgebäude, wie Stallungen und Scheuern z. 
vorhanden; für die ganze Domaine beſteht aber ein Gefammtſchütt⸗ 
boden in U, in welchen ſeit langer Zeit alle nicht gleich auf der 
Scheuer verkaufte Frucht aus den einzelnen Meterhöfen überführt 
wird. Bei jedem Hofe ift ein Wicthſchaftsbereiter aufgeſtellt, die Ge⸗ 
ſammtleitung der Bewirthſchaftung erfolgt jedoch vom Orte U. aus. 
Die Fuhren, welche von den einzelnen Melerhöfen nach U. fahren, 
müſſen die Bezirksſtraße benützen, und berühren hiebei die Mauth⸗ 
ſchranken biefer Straße nur einmal, und zwar im Orte U. 

In der Eingabe vom 18. November 1869 hat der Domaiuen⸗ 
pächter A. B. bei der Bezirkshauptmannſchaſt darüber Beſchwerde 
geführt, daß der Pächter der Bezirksſtraßenmauth in U. vou den Ges 
fährten des Beſchwerdeführerz, welche das ausgedroſchene Getreide von 
den einzelnen Melerhöfen auf den Schüttboden nach U, überführen, 
ungebührlich die Wegmauth begehre. A. B. ſtellte hiebei daß Be⸗ 
gehren, es möge dem Mauthpächter iu U. die Abnahme der Mauth, 
von allen Wirkhſchafts⸗ und von jenen Fuhren des Beſchpoerdeffthrers 
unterſagt werden, mit welchen von den gepachteten Meterhöfen Bodeu⸗ 
producte nach U überführt würden. 

Der über dieſe Beſchwerde emvernommene Stiaßenconcurrenzaus⸗ 
ſchuß erhob gegen dieſelbe die Einwendung, daß auf den einzelnen 
Melerhöfen auch Schüttböben beſtehen und daß von diefen unk das 
zum Verkaufe beſtimmte Getreide auf den Schltttboden nach U über 
führt werde. 

Die Bezurkshauptmaunſchaft entſchled unterm 24. December 186g, 
daß dem A B. als Pächter der Grundſtücke der Domaine U. bei 
dem Mauthſchranken in U bezüglich aller Wirthſchaftsfuhren, wozu 
auch die Fuhren zur Ueberführung des eigenen Bauguſes und Ge- 
treldez von den Grundſtücken zum eigenen Bedarfe gehören, die 
Mauthfreihett gebühre. 

Dagegen brachte A. B. den Recurs an die Gtatthalteret ein, 
in welchem er geltend machte, die angefochtene Eulſcheidung fei un⸗ 
volſſtändig und undeutlich, da dieſelle die einzelnen gepachteten Meier⸗ 
Höfe nicht befonders betone, die Mauthfreſheit für die Zufuhr der 
Rübe in dre Zuckerfabrik iu U. nicht beſoudertz erwähne und den mt- 
klaren Befas „zum eigenen Gebrauch“ enthalte. 

Die Statthalterel hat hierüber mit Exlaß vom 5. Juli 1870 
unter Berufung auf die beſtehenden Normalvorſchriften und zwar: das 
Hoftammerdecret vom 17. Mat 1821, 3. 996 (p. G. S. Nr. 74), das 
Hofkanzleiderret vom 11. Juli 1822, 9. 18.771 (p. G. S. Nr. 123), 
das Hofkanzleidecret vom 10. Februar 1825, 3.4085 (p. G. S. Nr. 24) 
und dag Hofkammerdeeret vom 13. Auguſt 1828, B. 33.360 (p G. 
S. Nr. 94) erkannt, „daß dem A B. im Grunde der Beſtimmungen 
des § 4, lit. o des erſtbezogenen Hoffammerdecretes die angeſprochene 
Mauthfreiheit im Allgemeinen zwar nicht zugefprochen werden könne, 
well in jedem der gepachteten Meierhöfe eigeue Wirthſchaftsgebäude 
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beſtehen, für diefellen auch ergene Wirthſchaftsbererter beſtellt feien, | wird. Nur was jene Fuhren betreffe, mit welchen die auf den Feldern 


ſonach die Wirthſchaft nicht von U. (dent Mautborte) aus, ſondern 
von den belreffenden Mererhoͤfen aus betrieben werde. Doch feien in 
analoger Anwendung des Hofkammerdecretes vom 13. August 1828 
jene Fuhren, mit welchen von deu gepachteten Meierhöfen Bodenpro⸗ 
duete auf den Schüttboden in U. gebracht werden, bei dem Wege 
mauthſchranken in U. als mauthfrei zu behandeln, weil der Schükk⸗ 
boden zu den Wirthſchaftsgebauden dieſer Meierhöfe gehöre und die 
Fuhren in ihrem Zuge dahin die Megmauthfverheit an einen anderen 
Schranken nicht genteßen.“ 

Bezüglich der Mauthfrelheit jener Fuhren, mit welchen A. B. 
die auf den gepachteten Grundstücken erzengte Rübe in die Zucker⸗ 
fabrik nach U, überführt, hat die Stafthalterei der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft die inſtauzenmäßige Entiheibung aufgetragen, weil diefe Gattung 
von Fuhren erft im Statthalterei⸗Recurſe zur Sprache gebracht worden 
war. 

Ju der letzteren Richtung enkſchted die Bezirkshauptmanuſchaft un⸗ 
term 15. Juli 1870, daß die Fuhren mit Rüben mauthfrei zu behandeln 
felen, inſofern dieſelben nicht ſchon früher an einem anderen Mautß⸗ 
ſchrauken mauthfrei behandelt wurden. 

Gegen bie vorſtehenden Entſcheidungen der Stalthalterei und 
der Bezirkshauptmannſchaft hat der Straßenconeurrenzausſchuß iu 
U. die Berufung eingebracht, in welcher hervorgehoben wurde, daß 
A. B. das ausgedroſchene Getreide von den gepachteten Meierhöfen 
nicht zum eigenen Bedarfe, ſondern zum Behufe des Verkaufes auf 
den Schüttboben in U überführe, und daß jene Perfonen, welche 
dem A. B. die Rübe von den Feldern zur Zuckerfabrik überführen, 
davon einen Verdienſt haben und daher auch die Mauth zu berichtigen 
verpflichtet feten. Das Recursbegehren lautete dahin, A. B. möge 
verpflichtet werden, die Mauth a) von allen jenen Fuhren, mit welchen 
Getreide auf den Schütkboden oder von demſelben zum Behufe des 
Verkaufes zus oder weggeführt werde, fo wie auch P) von allen ges 
mietheten Fuhren zu eultichten, mit welchen die Rübe in die Buder- 
fabrik in U. geführt wird. 

Das Miniſterlum des Innern hat nach gepflogenem Einver⸗ 
nehmen mit dem Frnauzminiſterium mit dem Erlafſe vom 22. Mai 
1871, Sahl 4983 dem Recucſe des Straßſenconcurreuzausſchuffes 
gegen die Statthalterei⸗Eutſcheidung vom 5. Jul! 1870 Folge ges 
ebeu und nach Maßgabe der für die Aerarkalmauthen afent en 
rnutboorfeniten eufannt, „daß jene Fuhren, mit welchen das auf den 
einzelnen Meierhöfen der Domaine U. ausgedroſchene Gekreide auf 
den Geſammtſchütfboden in U. oder von demſelben zum Behufe des 
Verkaufes zus oder weggeführt wird, bei dem Manthichranten in U. 
mauthpflichtig find, weil In jedem dieſer Meferhöͤfe eigene Wirthfchafts⸗ 
gebäude beſtehen, von wo aus auch die Bewirthſchaftung der dazu 
gehörigen Grundſtücke betrkeben wird, und well nach § 4, Hit. o, 3. 3 
des Mauthuormales vom Jahre 1821 das eigene Baugut und die 
Fechſung vom Felde geführt werden muß, um der Mänthbefreinng 
theilhaftig zu werden. Dielem nach könne auch das in der Statthalterei⸗ 
Entſcheidung vom 5. Juli 1870 eitirte Hofkammerdecret vom 
13. Auguft 1828, zufolge deffen die im Mauthnormale vom Jahre 
1821, § 4, lit. o euthaltene Mauthbefrelung anf auswärtige Bes 
wohner ausgedehnt wird, wenn fie im Zuge zu dieſem Schranken die 
Mauthfreiheit uicht [hen an einem auderen Mauthſchranken geuießen, 
auf deu gegenwärtigen Fall keine Auwendung finden, nachdem diefe 
Hofdecret nur eine Ausdehnung der oberwähnten Beſtimmung auch 
auf andere, als die Bewohner des Mauthorteb euthaͤlt, im Uebrigen 
aber die Beſtimmungen des Mauthnormales vom Jahre 1821 unbe⸗ 
rührt läßt.“ 

Inſoweit der Recurs des Straßenconcurrenzausſchuſſes gegen 
die Entſcheidung der Bezirkshauptmaunſchaft vom 15. Juli 1870 
gerichtet war, hat das Mluiſterlum des Junern der Stafthalterei die 
inſtaunzeumäßige Amtshandlung aufgetragen. 

Ju letzterer Richtung erkanute die Statthalterei mit Erlaß vom 
5. Inli 1871, „daß auf jene Rüben, welche auf den zur Domaine 
U gehörigen Grunbſtücken erzeugt und von den einzelnen Meterhöfen 
zur Verarbeitung in die Zuckerfabrik in U. mit eigenen oder gedungenen 
Fuhren geführt werden, die im § 4 lit. o des Mauthnormalet vom 
Jahre 1821 ausgeſprochene Mauthfrefhett keine Anwendung finde, 
weil in jedem Meierhofe eigene Wirthſchaftsgebäude beſtehen und 
eigene Wirthſchaftsbeamten beſtellt find, der Anbau der zu den einzelnen 
Meterhöfen gehörigen Felder jomit von diefen Höfen aus Tretetehen 


des zum Mauthorte U. gehörigen Meierhofes L. erzeugten Rüben mit 
eigenen oder gemietheten Fuhren überführt werden, fo fomne deuſelben 
eine Mauthbefreinng dann zu, wenn die Rübe von den Feldern. 
unmittelbar entweder mit eigenen oder gemſetyeken Fuhren in deu 
Meierhof L. oder in die Zuckerfabrik, nicht aber, wenn fie vom Hofe 
L. in die Fabrik überführt werde.“ 

Durch diefe Eutſcheidung fand fich A. B. beſchwert und machte 
im Miniſterialreeurſe geltend, daß die Rübe bei allen gepachteten 
Meierhöfen direct vom Felde in die Zuckerfabrik geführt werde, daß 
hiernach die im Mauthnormale vom Jahre 1821 im § 4, lit o, 
geforderten Bedingungen der Mauthfreiheit zutreffen, und daß der 
Umſtand, daß die gepachteten Grundſtäcke außerhalb des Territories 
der Gemeinde U. gelegen ſtud, der Mauthbefreiung nicht im Wege steht. 

Das Miniſterkum des Innern hat mit dem Erlaſſe vom 
9. October 1871, 8. 12.003 dem Recurfe des A. B. Folge gegeben 
und unter Abänderung der angefochtenen Statthalteref⸗Eulſcheſdung 
erkaunt, „daß die Fuhren mit Rüben, welche auf den zur Domaine U 
gehörigen Grundſtücken erzeugt werden, ohne Unterſchied bezüglich der 
Lage der Gruudſtücke bei dem Mauthſchrauken in U. dann maukhfrel 
zu behandeln find, wenn fte der Recurrent als Wirthſchaftopachtel 
mit eigenen oder in Mauthorte gemietheten Fuhren von den bon 
ihm gepachteten Grundſtücken weg unmittelbar in feine Zuckerfabrik zur 
Verarbeitung führt.“ Fr. Rm. 


Zur Verhandlung und Eutfcheivung von Beſiczſtörungsſtreitigkeiten, 

welche durch Beſeitigung eines Brettes und DROEN g eiuer 

einfachen, kunſtloſen Verdammung (die nicht als eine Waſſeranlage 

betrachtet werden kann) geſchehen, find die Gerichte und nicht die 

Verwaltungsbehörden competent. (Vgl. Hofdeeret vom 2%, Juni 
1820, J. G. S. Nr. 1060.) 


Aus dem in der ſummariſch verhandelten Rechtsſache der Fama 
CE. L. R. & Söhne gegen Magdalena B. wegen Störung im Beſitze 
des Paji zur Bleiche vorgenommenen gerichtlichen Augenſchein 
hat fid ergeben, daß die Bleiche der klägertſchen Firma Nr. 178 in 
N. etwas tiefer als das Haus Nr. 6 der Geflagten liegt, daß das 
Waſſer in die Bleiche durch hölzerne Röhren aus dem Porfbache ges 
leitet wurde, daß an der Stelle, wo das Wafſer aus dem Bache bei 
der Miefe der e in das Rohr fließt, ein ſehr einfaches Wehr 
aus eingeſchlagenen Stöcken und Steinen errichtet iſt und daß das zur 
allg cd Maffers auf das Wehr anfgefehte Brett weggerſſſen 
wnrde. 

Die Geklagte geſtaud den früheren factiſchen Beſit des Hlägerg 
und das Stbrungsfactum, ſtellte aber das Recht des Kläger, das 
Waffer auf diefe Art zu leiten, in Abrede und wendete ein, daß dlefe 
Angelegenheit nicht vor die Gerichte, foudern vor die Admiufſtrativ⸗ 
behörden gehöre. 

Das k. k Bezirksgericht in Grulich hat nun mit dem Endbe⸗ 
ſcheide vom 29. Mal 1871, 3. 1348 nach dem Klagebegehꝛen ers 
kannt, das k. k. böhmiſche Oberlandesgericht hat jedoch über Recurg 
der Geklagten untern 25, Jun 1871, 8. 25.460, nachdem es fid mit 
der k. k böhmiſchen Statthalterei ins Einvernehmen geſeht und uadh: 
dem dieſelbe ihre Anſicht dahin gusgeſprochen hat, daß dieſer Gegen: 
ſtaud eine Aenderung des Waſſerzufluſſes durch Herabſetzung eines 
Wafferrohres, ſomif die Benüzung und Leitung eines Gewäffers be⸗ 
trifft, daher nach dem Geſetze won 18. Auguft 1870, Nr 71 L. G. B. 
für Böhmen, zu benrtheilen fet und der Competenz der adminſſtra⸗ 
tiven Behörden angehöre, den erſtrichterlichen Endbeſcheid famutt den 
ganzen Verfahren behoben und die Klage an die politiſch⸗admintſtra⸗ 
tiven Behörden gewieſen. 

Der k. k. oberſte Gerichtohef fand hingezen mit Entſcheidung 
vom 28. September 1871, 3. 11.975, über den Reviſionsrecurs der 
klägeriſchen Firma Die obergerichtliche Eutſcheidung zu beheben und 
dem Oberlaudesgerichte aufzutragen, über den Recurs der Geklagten 
die Eutſchefdung, abſehend von dem Abweiſungsgrunde der Sn- 
ebmpetenz, zu treffen, zugleich aber von dieſer oberſtrichterlichen 
Entſcheidung die f. k. böhmiſche Statthalterei in Kenntuiß zu fegen: 

„Denn es handelt fih hier um eine Beſitzſtörung durch Beſei⸗ 
tigung eines Brettes und Durchbrechung einer kunſtleſen Berdaͤmmiug 
die wohl nicht als eine Waſſeraulage augeſehen werben kaun; es wird 
nur der Schub des durch Ggenmächtigteit geſtörten letzten factiſchen 
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Beſiges angestrebt, ohne daß bie Frage des Bezugsrechtes Gegenftaub 
der Beurtheilung ſein kann, und der natürliche Abfluß des Waſſers 
wurde in keiner Weiſe geändert. Da nun gemäß § 3 des Reichsge⸗ 
ſeßed vom 30 Mat 1869, Nr. 93 N. ©. B. und des böhmiſchen 
Landesgeſeges von 28. Auguſt 1870, L. G. B. 3. 71, über die Be 
nutzung, Leitung und Abweßr der Gewäffer, die den Beſitz ſtützenden 
Vorſchriften des a. b. G. B. nicht berührt werden, in find zur B 
handlung und Eutſcheidung des vorliegenden Beſibſtörungsſtreites bie 
Gerichte competent und muß daher dem k. k. Oberlandeögerichte die 
Eniſcheidung über den Recurs der Geklagten aufgetragen 0 

(G0. 


Notiz. 


(Gegenüber der Entfhäbigungafumme für gekeultes Vieh, 
welches zum fundus instructus gehört hatte, tritt keine Gre 
eutionsbeſchränkung ein) Während bed Beſtehens der Rinderpeſt in Galizien 
wurde einem Grundbeſiher Vieh der Keule: unterzogen, welches zum fundus instruetus 
gehörte, Auf bie dem Grundbeſtßer geleiftete Enſchädigungeſumme führte eiu Glan. 
biger bis gerichtliche Erceutton. Der Grent wendete dagegen ein, daß biesfalls die 
Eyecution beſchräukt fei. (Hofd. vem 7. April 1826, Nr. 2178 J. G. S.) Jedoch an 
höchster Stelle wurde eutfchieben, daß eine ſolche Entichäbiguug ole Zu gehör des 
Gutes (88 294—297 a. b. G. B.) eben fo wenig aufgefaßt werden khune, als dies 
{itv ben Fall, wenn der Eigenthümer die fraglichen Viehſtücke verdußert hätte, in An. 
febuung des Raufpreifes ftattfinten konne, taher keln geiepticher Auhattepuult an 
der Greention eine Beſchränk ung zu Teen. (Oberſtgerichlliche Eulſcheſdung Im 
22. Inni 1871, 8, 7458.) 


Verordnungen. 


Vetordunug des Minſſters des Innern vom 21. October 1871, 3. 14.110 be⸗ 
treffend bie Competenz zur Grmitihung und Auweifung der normalluäßlgen Ber: 
ſorgungsgenülſſe für Witwen und Waifen von Poltzelbedieuſteten. 


Mit dem Erloſſe des Stogtsminiſterlums vom 9. März 1867, 3. 959,/ll. 
St. Me wunden die pollliſchen Landesstellen ermächtigt, für die Withven und Waifen 
woch Beamten, die in Ihrer letzten Dieuftedergenichaft einem der Lellung red Staats. 
miniſterlumus zugewiesenen Dienflzweige angehort haßen und deren Standort ſich in 
ben Verwallnngsgekiete der polluiſchen Laudesſteſle befund, wenngleich dieselben auf 
den zuletzt belleidelen Dienftpaften von Seiner b. k. Apoſtolſſchen Majeftät oter von 
dem Etaatsminffterinim ernannt worden find, die Witwen: und Waiſen⸗Peuſtonen, 
Proviſſoneu, Erzlehungsbeſträge und einmaligen Abfertigungen, fo welt die mit den 
beſtehenden Vorſchriften vorgezeſchueſen Bedingungen vollſtändlg nachgewiesen find, 
mil dem durch die Vorſchrkſten feſtgeſetzten Ausmaß und überhaupt mit genauer Be. 
ͤchtung derselben zu ermitteln und mit Zuftimmung der bethelligten Finonzlandes⸗ 
behörde, nach Maßgabe Des zufolge A. h. Eutſschſſeßnolg vom 29, Apell 1860 denſelben 
zuftehenden Wirkuugskteiſco bei einer Enmernt-Ansgabsenffe anzigveſſon 

Nachdem die landesfürſtlichen Poltzelbehorden gegenwärtig ebenfalls der eilung 

den Minijterinmd des Innern zugewieſen find, hat dasſelbe im Einvernehmen mit dem 
Sinanzminſſterbunm fid) Geftimmt gefunden, die mittelſt jenes Erlaſſes mitgetheitte Ere 
weiterung des Wirkungefreiſes ter pellliſchen Landecſtellen kei Ermittlung und Ans 
weſſung von uormalmäßigen Verſorgungsgenüſſen auch auf bie Witwen und Malen 
Kandenfirftlichen Polizeibeamten auszudehuen. 

Gimon werden Ener. . zur Kenutuſßnahme und weiteren Veraulaffung 
mit dem Beifzgen verſtandigt, daß das Recht zur Gruutklung und Ann 
mäßiger Berſorgungegenüſſe für Hi 
deren Ernennung dem Pot 
bivec 


ung normal. 
ittwen und Waifen nach solchen Poltzetbedienfleten, 
geltfeertor zuſteht, kunftighin dem betreffeuden Polizei 
im Giuvernehmen mit ber betheiligten Finauzlandesbehbede überlaſſen Kleist. 


Verordunng des Miniftees des Juncrn von 25. October 1874, 3.14 717, betref⸗ 
fend den Vorgaug bei Guadengab folgung au die im k. I. Heere dienenden 
Sſagtsdieuerswaſſen. 


Mit Begehung anf tie Hofkaumer⸗Eireularnole von 22. Oktofer 1847, 3. 
40254 und den Erlaß dee bestandenen Hofkanzlei vom 18. November 1847, 3 
97.981 wird Euer .. „. zur gefälligen Nachachtung und geeigneten . 
gung eine Abschrift jener Welſung mitgetheilt, welche van dem k. und k. Kriegsmilui⸗ 
JW Vernehmen mit dem E E Londesvertheirigungsmiwiſter nnn, dann mit dem 
Aneicheinang und tew E E argh r unterm 7. 


Nbi. 9, Nr. 4903 au die MilttierIutentanzen ber biesfeitigen Nieichzhälfte, wegen 
Eiftiumg der Gugdengaben der im . k. Heere kienenden und aus bem Präſenzftande 
die nicht active Landwehr überſeßten Slaalödienerswalſen und wegen Wiederan⸗ 
welſung ber Gnadengaben beim Wiebereiutritt der Beteiligten in dle active Dienft- 
leiſtung erloſſen wunde und in das Verordnungakfatt das k. k. Sinanzuiuſterlums 
Aufgenenunen wich 


Erlaß des J. k. Mintſters für Landesverlhetdigung vont 9. Ortober 1871, Zahl 
12.240, betreffeud die Frage, was unter aus Famflieurücſſchten eutlaſſenen 
Landwehrmäauneru zu verſlehen feis 


Ich finde mich veranlaßt, im Einvernehmen mit dem k. k. Neichsfrieganni- 
flechum die Beftinnnung des $ 167, b, e der Inſtruction zur Angführung des Wehr⸗ 
geſehes, welcher zufolge ber Landwehr die Evidenz jener Laudwehrnaänner obliegt, 
welche urſachlich eines der im $ 17 des Wehrgeſetes, 3. 1, 2 und 3 bezeichneten Ber: 
Hälbwffe aus dem Landwehrverbonde enllaſſen wurden, zur Beſeſtigung jeden Mißver⸗ 
ſtändniſfes dahtn zu ergänzen, daß unter diefen aus Familſenrütchſichten enllaſſenen 
Laudwehrmannern nur jene zu verſtehen find, welche zur Zeit ihrer Entlaſſung in 
der dritten oter fn einer höheren Alterselaſſe ſlehen, 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Grafen Aloſg Karolyi zum aaßerordeutl. Bol. 
ſchafter am Hofe Er Majeftät des deutichen Ka uud Kung von gehen al 
Seine Deajeftät Haben Allerhöchſt ihren geheimen Raih und Kämmerer, Grafen 
Bohuslaw Shotel zum anßerordentiſchen Geſandten, Bevollmächtigten Minifter am 
E ſpaulſchen Hofe ernannt. 

Seine Majeſtat haben dem mit Titel und Rang eines Secllonerathes ke. 
kleſdeten Minlſtertalſecretär Or, Karl tenra yer eine ſyſtemmäßige Sectionsratheſtelle 
im Miniſtertuln für Cultus uud Unterricht verliehen. 

Seine Majeſtät haben dein Bezirkearzte Dr, Auton Hölzl in Lienz bel deſſen 
Penſlonixung dag goldene Verdlonſtkteuz mit der Krone verliehen. 

Seite Maleſtät haben de Gemeindevorſteher des Marktes Groß⸗Wiſternſßz 
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Daran:s de Wacgllehem zu Miaſſtertalepſempiſten im Mint 
iing und Unterricht ernannt. 

Oer Mini Juuern hal bei Ir Kaul Rein er gum Oferlugentent, 
daun die Bauabinnclen onſtantin W: tr, Nicolaus Kukalaki und Cernel 
Otinrih zu Sngamenzen fiir ben Staatobaudienſt in Galizien ernannt. 


Erledigungen. 


„ Provlſoriſche ſtelle bel per k. k. Bergdireciiou Idria mi! 

den Depmiate von 12 Klaftern Hola, Matnralwahlnug e 
elnem Neiſepanſchale von 105 fle eventuell 200 fl. È 
Ni. 298.) 

Concepteprakticantenſtelle bei der Finangprocuatur in Weim mit 400 fl. 
jährliches Mbjutum, bis Mitte Zanner 1672, (Anebi. Ar 298.) 

Oberamtsconkrotorssleſſe bei dem Slmizer k. k. Hauptzoll⸗ und Gefillen-Ober. 
ante mit 1200 fl. Gehalt, Natualwoßunng oder 10 pere Quartiergelde gegen Caution 
bis Ende December. (Auntoßl. Nr. 299.) e à 

Cogcepteprakficanteuſteſe Lei ker f. k. Fiuanzprpeuratur tu Linz mit 400 fl. 
fägehdhes Arien, Bis 6. Jamier 1872. (Amtek! Nr. 299.) = 

Hilfaänıter-Direchoreitefle bei der Ef. Finanzinndesdireckion in Wien mit 
1200 fl. alt und 250 fl. Ouarkiergeld, eventuell eine Hilfsämteradinletenſtelle mit 
900 fl. Gehalt und 200 fl. Q 


5 fl. Gehalt, 
v 10pere. Ouartlexgelde und 
29. December. (Amtoblalt 


eventuell 800 fl. Gehalt, 250 fl. eveutneil 300 fl. Reiſcpauſchale. Natnralwoßnung 2, 
Förſteroſtellen mit 600 fl. und 500 fl., 200 fl. Nelſepauſchae, Naturalanartier 
eventuell Forftoffieialsſteilen ebenfalls mit 600 fl. und 500 fl. und efte Unterförfterd, 
0 400 fl. Gehalt, Naturalwohnung ze, bis Ende December. (Amteblatt 
v. 902. 

Zwei Praftienntenftellen beim Nechuungsdepartement der nied.⸗ſterr, Statt ⸗ 
halterel mit Adjutum von je 200 fl. bis 20. Jänner 1872 (Amtsbl. Nr. 302). 

Verwalersſtelte Ecim Gefallen-Hauptanıte in Stein mit 1000 fl Geholt und 
Ratwalmahnng gegen Caution bis Ende December. (Amtähl. Nr. 902) 


Drnck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Drud verentworllſch ©. Piftent, 


